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Der Jahreswechsel bringt zahlreiche Heraus­
forderungen für die Lohn- und Gehalts­
abrechnung mit sich. Auf vier Punkte, die 
unseres Erachtens für den Lohnsteuer­
abschluss des Jahres 2025 besonders 
relevant sind, möchten wir in diesem 
Beitrag hinweisen: die Anwendung der 
Tagestabelle, die Abschaffung der Fünftel­
regelung im Lohnsteuerabzugsverfahren, 
Korrekturmöglichkeiten beim Firmenwagen 
und den Ausweis von Sozialversicherungs­
beiträgen. 

Der Jahreswechsel steht vor der Tür – eine Zeit, in 
der für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber besondere 
Sorgfalt geboten ist. Gerade jetzt gilt es, die Lohn- 
und Gehaltsabrechnungen des laufenden Jahres zum 
Abschluss zu bringen und sicherzustellen, dass alle 
gesetzlichen Vorgaben eingehalten werden. Fehler 
oder Unvollständigkeiten können nicht nur zu Nach
fragen von Mitarbeitenden führen, sondern auch 
steuer- und sozialversicherungsrechtliche Risiken ber-
gen. Daher ist es ratsam, bereits jetzt alle notwendi-
gen Vorkehrungen zu treffen und die Abrechnungen 
auf Vollständigkeit und Richtigkeit zu überprüfen.

Neben der allgemeinen Pflicht zur sorgfältigen 
Prüfung der Lohn- und Gehaltsabrechnungen nebst 
dazugehörigen Unterlagen und Dokumentationen 
möchten wir – neben der Vielzahl weiterer Aspekte, 
die im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten zu 
berücksichtigen sind – auf vier ausgewählte Themen 
aufmerksam machen, die zum Lohnsteuerabschluss 
2025 besondere Bedeutung haben. 

Anwendung der Tagestabelle im 
Lohnsteuerabzugsverfahren 2025

Die Anwendung der Tagestabelle im Lohnsteuer
abzugsverfahren bei zeitweiser Tätigkeit in Deutsch
land ist insbesondere für Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber, die Lohn- und Gehaltsabrechnungen für 
beschränkt steuerpflichtige Mitarbeitende admi
nistrieren, seit Längerem ein viel diskutiertes The-
ma (vgl. unsere Newsletter-Beiträge aus April und 
November 2024). Die ursprünglich für das Jahr 2023 
geplante Einführung der Tagestabelle wurde aufgrund 
praktischer Schwierigkeiten verschoben.  
Ab dem Jahr 2025 ist die Anwendung nun verpflich-
tend und muss von Arbeitgeberinnen und Arbeitge-
bern verbindlich umgesetzt werden. Die Tagestabelle 
ist künftig für die Ermittlung des Lohnsteuerabzugs 
bei zeitweiser Tätigkeit in Deutschland anzuwenden. 
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Dabei gilt: Bei der Bestimmung des Lohnzahlungs
zeitraums dürfen nur die Arbeitstage berücksichtigt 
werden, an denen tatsächlich Arbeitslohn bezogen 
wurde, der dem inländischen Lohnsteuerabzug 
unterliegt. Arbeitstage, an denen der Arbeitslohn 
nach dem Einkommensteuergesetz oder aufgrund 
eines Doppelbesteuerungsabkommens (DBA) in 
Deutschland steuerfrei ist, bleiben unberücksichtigt.

Diese Regelung betrifft insbesondere Mitarbeitende, 
die tageweise sowohl in Deutschland als auch im 
Ausland arbeiten und deren Arbeitslohn anteilig 
steuerfrei gestellt wird. Dies gilt sowohl für un-
beschränkt als auch für beschränkt steuerpflichtige 
Personen. Im Vergleich zur Monatstabelle führt die 
Anwendung der Tagestabelle in der Regel zu einem 
höheren Lohnsteuerabzug, da der Progressions
effekt zum Tragen kommt. Für beschränkt steuer
pflichtige Mitarbeitende ist ein Lohnsteuer-
Jahresausgleich gesetzlich ausgeschlossen.  
Die nach der Tagestabelle einbehaltene Lohnsteuer 
hat daher grundsätzlich abgeltende Wirkung.

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sollten bis zum 
Jahresende 2025 sicherstellen, dass die Tagestabelle 
im Rahmen der Lohn- und Gehaltsabrechnung 
korrekt angewendet wird. Im Rahmen des Jahres-
endchecks empfiehlt es sich zudem, zu prüfen, ob 
die Lohnsteuer auch in sogenannten Mischkonstel-
lationen – also bei Zusammentreffen von laufenden 
Bezügen (Tagestabelle) und sonstigen Bezügen 
(Jahrestabelle) – zutreffend berechnet wurde.

Abschaffung der Fünftelregelung im 
Lohnsteuerabzugsverfahren

Ab dem Jahr 2025 sind Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber nicht mehr verpflichtet, die Fünftel

regelung (§ 34 EStG) im Lohnsteuerabzugsver-
fahren anzuwenden. Bislang war es erforderlich, bei 
bestimmten außerordentlichen Einkünften – wie 
zum Beispiel Abfindungen – zu prüfen, ob eine 
Zusammenballung von Einkünften vorliegt und 
gegebenenfalls die Fünftelregelung bereits beim 
Lohnsteuerabzug zu berücksichtigen. Dieser aufwen-
dige Prüf- und Berechnungsvorgang entfällt nun.

Für das Lohnsteuerabzugsverfahren bedeutet dies 
eine deutliche Erleichterung, da für alle nach dem 
31. Dezember 2024 zufließenden Abfindungen und
andere Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten
(außerordentliche Einkünfte) der Lohnsteuerabzug
regulär und ohne Anwendung der Fünftelregelung
durchzuführen ist.

Die Tarifermäßigung durch die Fünftelregelung kann 
ausschließlich im Rahmen der Einkommensteuerver-
anlagung beantragt werden. Daher müssen Arbeit-
geberinnen und Arbeitgeber sicherstellen, dass Ab-
findungen und andere Vergütungen für mehrjährige 
Tätigkeiten (außerordentliche Einkünfte) gesondert 

und in korrekter Höhe auf der Lohnsteuerbescheini-
gung ausgewiesen werden.

Die steuerpflichtigen Personen haben dann die 
Möglichkeit, die Anwendung der Fünftelregelung im 
Rahmen ihrer Einkommensteuererklärung selbst zu 
prüfen und gegebenenfalls geltend zu machen. Die 
steuerliche Begünstigung bleibt somit grundsätzlich 
erhalten, wird aber erst im Veranlagungsverfahren 
berücksichtigt.

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sollten ihre 
Abrechnungssoftware und internen Prozesse prüfen 
und sicherstellen, dass die betroffenen Bezüge 
korrekt auf den Lohnsteuerbescheinigungen aus-
gewiesen werden. Bereits übermittelte Lohnsteuer-
bescheinigungen können unter Berücksichtigung der 
gesetzlichen Vorgaben korrigiert werden. Außerdem 
empfiehlt es sich, dass Arbeitgeberinnen und Arbeit
geber ihre Mitarbeitenden darauf hinweisen, dass 
die steuerliche Begünstigung durch die Fünftelrege-
lung künftig im Rahmen einer Einkommensteuer-
erklärung beantragt werden muss.
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Firmenwagenkorrektur

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sollten zum 
Jahresende die steuerlichen Regelungen zur  
Ermittlung des geldwerten Vorteils aus der privaten 
Nutzung von Firmenwagen sowie für Fahrten zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sorgfältig 
überprüfen.

1. Der geldwerte Vorteil für die private Nutzung
eines Firmenwagens wird in der Regel pauschal
mit 1 Prozent des Bruttolistenpreises pro Monat
versteuert.

2.1. Zusätzlich wird der geldwerte Vorteil für die 
Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte pauschal mit monatlich 
0,03 Prozent des Bruttolistenpreises je 
Entfernungskilometer lohnsteuerlich erfasst.

2.2. Alternativ könnte eine Einzelbewertung der 
Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte erfolgen, wenn die oder der 
Mitarbeitende ihre oder seine tatsächlichen 
Fahrten der Arbeitgeberin oder dem 
Arbeit geber schriftlich bestätigt hat. Der 
geldwerte Vorteil für die Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte wäre dann 
anstatt nach der 0,03-Prozent-Methode mittels 
der 0,002 Prozent des Bruttolistenpreises je 
Entfernungskilometer und tatsächlichen Fahrten 
im Monat (maximal 15 Fahrten) zu ermitteln und 
zu versteuern. Bestätigt die oder der 
Mitarbeitende der Arbeitgeberin oder dem 
Arbeitgeber die Anzahl der tatsächlichen 
monatlichen Fahrten nicht, kann eine Korrektur 
im Rahmen der Einkommensteuererklärung 
erfolgen und eine Minderung des 

steuerpflichtigen Arbeitslohns durch 
Reduzierung des geldwerten Vorteils 
vorgenommen werden.

3. Darüber hinaus ist zu prüfen, ob ein weiterer
geldwerter Vorteil für die Nutzung des
Firmenwagens im Rahmen von Familienheim-
fahrten bei einer beruflich veranlassten
doppelten Haushaltsführung zu ermitteln und zu
erfassen ist.

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sollten daher bis 
zum Jahresende prüfen, ob – neben der zutreffen-
den Ermittlung des Bruttolistenpreises des jeweili-
gen Firmenwagens – die Voraussetzungen für eine 
Ermittlung des geldwerten Vorteils für die Fahrten 
zwi schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte auf 
Basis der Einzelbewertung (siehe oben 2.2) erfüllt 
sind und steuerliche Vorteile bieten. Eine recht-
zeitige Anpassung und Berücksichtigung in der 
Gehaltsabrechnung kann zu einer Optimierung der 
steuerlichen Belastung führen. 

Wird keine Anpassung im Rahmen der Lohn- und 
Gehaltsabrechnung vorgenommen, könnte eine 
Arbeitgeberbescheinigung die Korrektur des Arbeits-
lohns (geldwerter Vorteil) im Rahmen der Einkom-
mensteuererklärung erleichtern.

Darüber hinaus ist die Prüfung und gegebenenfalls 
Bescheinigung der Gesamtkosten des Firmenwa-
gens für die sogenannte Kostendeckelung ebenfalls 
im Rahmen des jährlichen Abrechnungsschlusses zu 
berücksichtigen.

Ausweis (ausländischer) 
Sozialversicherungsbeiträge

Zum Jahresende sollten Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber auch den korrekten Ausweis der Sozial-
versicherungsbeiträge in der deutschen Lohnsteuer-
bescheinigung prüfen und sicherstellen. Von der 
Bescheinigungspflicht sind nicht nur die Beiträge der 
Arbeitgebenden und der Arbeitnehmenden zur inlän-
dischen Sozialversicherung, sondern auch ausländi-
sche Sozialversicherungsbeiträge betroffen.
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Ausführlich berichteten wir hierzu in unserem News-
letterbeitrag im Oktober 2024.

Beim Ausweis der Sozialversicherungsbeiträge 
müssen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber jedoch 
auch beachten, dass Beiträge, die in unmittelbarem 
wirtschaftlichem Zusammenhang mit steuerfrei-
em Arbeitslohn (beispielsweise aufgrund eines 
Doppelbesteuerungsabkommens (DBA)) stehen, in 
Deutschland steuerlich nicht abzugsfähig sind und 
daher auch nicht auf der Lohnsteuerbescheinigung 
ausgewiesen werden dürfen. Der Anteil, der auf 
den in Deutschland steuerpflichtigen Arbeitslohn
anteil entfällt, ist anhand der Verhältnisrechnung 
des steuerpflichtigen Arbeitslohns zum gesamten 
Arbeitslohn im Bescheinigungszeitraum zu ermitteln. 
In dieser Verhältnisrechnung bleibt der Arbeitslohn, 
der unabhängig von der Beitragsbemessungsgrenze 
nicht der Sozialversicherung unterliegt, wie beispiels-
weise Abfindungszahlungen, unberücksichtigt.

Für die lohnsteuerlichen Jahresendarbeiten bedeutet 
dies, dass Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sorg
fältig prüfen müssen, ob und in welchem Umfang 
ausländische Sozialversicherungsbeiträge vorliegen 
und ob und in welcher Höhe Sozialversicherungs-
beiträge – auch inländische – in der Lohnsteuer-
bescheinigung auszuweisen sind. Eine korrekte 
Erfassung ist nicht nur für die steuerliche Anerken
nung der Beiträge wichtig, sondern auch für die 
Vermeidung von Nachfragen und möglichen Korrek-
turen seitens der Finanzbehörden bei den jährlichen 
Steuererklärungen der Mitarbeitenden.

Fazit
Zum Jahresende 2025 stehen Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgeber vor der Aufgabe, wesentli-
che steuerliche Änderungen umzusetzen. Die 
Einführung der Tagestabelle im Lohnsteuerab-
zugsverfahren, die geänderte Anwendung der 
Fünftelregelung, die Möglichkeiten zur Firmen-
wagenkorrektur sowie der korrekte Ausweis 
von Sozialversicherungsbeiträgen erfordern 
eine sorgfältige Überprüfung und Anpassung 
der Abrechnungssysteme. Außerdem bleibt 
zu beachten, dass es darüber hinaus zahlrei
che weitere Themen gibt, die im Rahmen des 
Lohnsteuerabschlusses zu berücksichtigen 
sind. Eine rechtzeitige Anpassung der internen 
Prozesse und eine genaue Dokumentation sind 
unerlässlich, um die steuerliche Belastung zu 
optimieren und Risiken zu vermeiden.

Sprechen Sie uns gerne an, wenn Sie zu ein-
zelnen Punkten oder weiteren Themen Fragen 
haben.
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Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 
1. August 2024 (VI R 34/21) eine wichtige
Entscheidung zur punktuellen Änderungs-
möglichkeit nach § 50d Abs. 8 EStG getrof-
fen. Welche Auswirkungen hat dies auf die
Steuerpflicht?

BFH-Urteil zur punktuellen Änderungsmöglich-
keit nach § 50d Absatz 8 EStG

Am 01. August 2024 hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) ein Urteil (VI R 34/21) veröffentlicht, das 
Auswirkungen auf die steuerliche Behandlung von 
Arbeitseinkünften hat, die nach den Regelungen 
eines Doppelbesteuerungsabkommens (DBA) von 
der deutschen Besteuerung freizustellen sind. Im 
Mittelpunkt der Entscheidung steht die punktuelle 
Änderungsmöglichkeit nach § 50d Absatz 8 Satz 2 
des Einkommensteuergesetzes (EStG).

§ 50d Absatz 8 EStG im Detail

§ 50d Absatz 8 EStG regelt bei unbeschränkt
steuerpflichtigen Personen, dass eine Steuer­
freistellung von Arbeitseinkünften, die nach einem
DBA von der deutschen Besteuerung freizustellen
sind, nur erfolgen kann, wenn ein Nachweis der
Besteuerung dieser Einkünfte im Ausland erbracht
wird oder wenn nachgewiesen wird, dass der
ausländische Staat auf sein Besteuerungsrecht
verzichtet hat. Wird ein solcher Nachweis erst
geführt, nachdem die Einkünfte in die Veranlagung
zur Einkommensteuer einbezogen wurden, ist der
Steuerbescheid gemäß § 50d Absatz 8 Satz 2 EStG
insoweit zu ändern.

Das Urteil vom 01. August 2024 im Detail

Das Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 
01. August 2024 stellt klar, dass die Änderung eines
bestandskräftigen Bescheids nach § 50d Absatz 8
Satz 2 EStG nur dann erfolgen kann, wenn die nach
dem DBA steuerfreizustellenden Arbeitseinkünfte
mangels Vorliegens eines Nachweises abkommens­
widrig in die zu ändernde Einkommensteuerveranla­
gung einbezogen worden sind.

Mit anderen Worten: Um eine nachträgliche 
Änderung eines bestandskräftigen Steuerbescheids 
zu erwirken, muss bereits im Rahmen der Einkom­
mensteuererklärung die Freistellung des nach dem 
DBA grundsätzlich steuerbefreiten Arbeitsentgelts 
beantragt worden sein. Nur wenn das Finanzamt 
dann die Freistellung mangels eines Nachwei­
ses verneint und besteuert, kann im Nachgang 
durch das Führen eines entsprechenden Besteue­
rungsnachweises beziehungsweise -verzichts noch 
eine Änderung erwirkt werden.
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§ 50d Absatz 8 Satz 2 EStG ermöglicht deshalb
keine vollumfängliche, nachträgliche abkommens­
rechtliche Überprüfung bestandskräftiger Steuer­
festsetzungen betreffend der Einkünfte aus nicht­
selbständiger Tätigkeit, sondern nur eine punktuelle
Korrektur in Bezug auf Arbeitnehmereinkünfte, die
(zumindest auch) mangels Nachweises bestands­
kräftig besteuert wurden und bei denen der von
§ 50d Absatz 8 Satz 1 EStG geforderte Nachweis
erst im Änderungsverfahren geführt wird oder
werden kann.

Fazit
Die Änderung eines bestandskräftigen Steuer­
bescheids nach § 50d Absatz 8 Satz 2 EStG 
setzt voraus, dass die Arbeitseinkünfte einer 
unbeschränkt steuerpflichtigen Person wegen 
Verletzung der Nachweispflichten abkom­
menswidrig in die zu ändernde Einkommen­
steuerveranlagung einbezogen worden sind. Für 
nach einem DBA steuerfrei zu stellende Arbeits­
einkünfte einer unbeschränkt steuerpflichtigen 
Person sollte vor dem Hintergrund dieses 
Urteils im Rahmen der Einkommensteuer­
erklärung immer die Freistellung aufgrund des 
einschlägigen DBA beantragt werden. Besteuert 
das Finanzamt zunächst dennoch, weil der 
Nachweis der Besteuerung oder des Besteue­
rungsverzichts im Ausland fehlt, kann durch 
Nachreichung eines entsprechenden Nachwei­
ses eine nachträgliche Steuerfreistellung mittels 
§ 50d Absatz 8 Satz 2 EStG erwirkt werden.
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03 | Neue vorläufige Rechengrößen in der Sozialversicherung  
ab dem 1. Januar 2026 
November 2025

Das Bundeskabinett hat die Sozialversicherungsrechengrößen für 2026 beschlossen, die Zu-
stimmung des Bundesrates steht noch aus. Was bedeuten die voraussichtlichen neuen Werte für 
Arbeitnehmende, Arbeitgeber und auch den internationalen Mitarbeitereinsatz? 
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Wie in jedem Jahr werden die maßgeblichen  
Beitrags- und Grenzwerte der Sozialversicherung an 
die Einkommensentwicklung angepasst. Am  
8. Oktober 2025 hat das Bundeskabinett die Werte
für das Jahr 2026 beschlossen. Aktuell stehen die
Anpassungen jedoch noch unter Vorbehalt:
Der Bundesrat hat dem Kabinettsentwurf zur
Festsetzung der neuen Rechengrößen bislang nicht
zugestimmt, die nachfolgend aufgeführten Werte
sind daher noch vorläufig.

Rechengrößen sind unter anderem die Bezugs-
größe in der Sozialversicherung, die Beitragsbe-
messungsgrenzen (BBG) sowie die Jahresarbeits-
entgeltgrenze (JAEG). Die Bezugsgröße bildet das 
Durchschnittsentgelt der gesetzlichen Renten-
versicherung in Deutschland aus dem vorletzten 
Kalenderjahr ab.

Die BBG definiert den maximalen Entgeltbe-
trag, bis zu dem Beiträge zur Sozialversicherung 
erhoben werden; Verdienste oberhalb der 
Beitragsbemessungs grenze bleiben beitragsfrei. 
Seit dem 1. Januar 2025 gilt eine bundeseinheitliche 
Beitragsbemessungsgrenze. Die frühere  
Unterscheidung zwischen Ost und West entfällt 
dauerhaft. Für das Jahr 2026 bleibt dieses Prinzip 
bestehen.



Ein weiterer wichtiger Schwellenwert ist die JAEG, 
auch bekannt als Versicherungspflichtgrenze. Sie 
definiert, ab welchem regelmäßigen Jahresarbeits
entgelt Arbeitnehmende nicht mehr der gesetz
lichen Krankenversicherungspflicht unterliegen. 
Überschreitet das regelmäßige Jahreseinkommen 
diese Grenze, besteht in der Regel die Wahl zwi
schen einer privaten Krankenversicherung (PKV) und 
der freiwilligen Mitgliedschaft in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV).

Ab dem 1. Januar 2026 sollen die folgenden Re-
chengrößen in der deutschen Sozialversicherung 
gelten:

Die allgemeinen Beitragssätze zur Kranken-, Pflege-, 
Renten- und Arbeitslosenversicherung bleiben 
voraussichtlich unverändert. Der durchschnittliche 
Zusatzbeitrag zur gesetzlichen Krankenversicherung 
erhöht sich jedoch auf 2,9 Prozent.

Diese Änderungen könnten sowohl die Absicherung 
und finanzielle Planung der Arbeitnehmenden als 
auch die finanziellen Gestaltungsmöglichkeiten der 
Arbeitgebenden beeinflussen.

Internationaler Mitarbeitereinsatz:  
Auswirkungen steigender Sozialversicherungs-
beiträge

Steigende Sozialversicherungsbeiträge wirken sich 
auch auf den grenzüberschreitenden Mitarbeiter
einsatz aus. Bei Auslandsentsendungen lohnt sich 
aufgrund der gestiegenen deutschen Beiträge oft 
ein Blick auf Alternativen: Muss die deutsche Sozial-
versicherung wirklich beibehalten werden, oder ist 
das System im Gastland kostenseitig attraktiver?  
Innerhalb der Europäischen Union (EU), des Eu-
ropäischen Wirtschaftsraums (EWR) und der 
Schweiz ergeben sich durch die gegenseitige 
Anrechnung von Versicherungszeiten gemäß 
der EU-Verordnung 883/2004 häufig keine ver-
sicherungsrechtlichen Nachteile für die Mitarbei
tenden, und eine Wiedereingliederung in das 
deutsche Sozialversicherungssystem bei Rückkehr 
nach Deutschland ist üblicherweise problemlos 
möglich.

Dennoch sollte im Einzelfall geprüft werden, ob 
durch einen Systemwechsel leistungsrechtliche 
Nachteile – etwa bei Renten- oder Krankenver-
sicherungsleistungen – entstehen könnten. Eine 
sorgfältige Abwägung der Vor- und Nachteile sowie 
der rechtlichen Rahmenbedingungen ist daher 
unerlässlich.

Bundeseinheitliche Rechengrößen Monat Jahr

Beitragsbemessungsgrenze für die allgemeine Renten- und 
Arbeitslosenversicherung 8.450 Euro 101.400 Euro

Beitragsbemessungsgrenze für die knappschaftliche Rentenversicherung 10.400 Euro 124.800 Euro

Beitragsbemessungsgrenze für die Kranken- und Pflegeversicherung 5.812,50 Euro 69.750 Euro

Jahresarbeitsentgeltgrenze (Versicherungspflichtgrenze) in der Kranken- 
und Pflegeversicherung 6.450 Euro 77.400 Euro

Bezugsgröße für die Sozialversicherung 3.955 Euro 47.460 Euro
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Fazit
Durch die Anpassung der Sozialversicherungs
rechengrößen steigen die Sozialversicherungs
beiträge für Arbeitgeber und Arbeitnehmende 
auch im Jahr 2026 weiter an. Unternehmen 
sollten die Auswirkungen auf Lohnabrechnung 
und Personalkosten frühzeitig prüfen.

Bei Auslandseinsätzen kann ein Wechsel des 
Sozialversicherungssystems zur Einsparung von 
Sozialversicherungsbeiträgen in Betracht kom-
men, sollte aber vor der Implementierung im Ein-
zelfall sorgfältig geprüft sowie mögliche Vor- und 
Nachteile gegeneinander abgewogen werden.
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04 | Geschäftsreisen in die USA – Compliance-Risiko mit Steuer-  
und Einwanderungsfolgen?
November 2025

Kurzfristige Geschäftsreisen in die USA 
können sowohl umfangreiche Lohn- und 
Einkommen steuer- als auch Einwanderungs-
verpflichtungen auslösen. Dieser Beitrag 
zeigt, warum Unternehmen proaktiv handeln 
sollten, um Risiken frühzeitig zu erkennen 
und zu vermeiden oder zumindest reduzieren 
zu können.

Globale Mobilität nimmt weiter zu, da Unterneh men 
heute mehr denn je über Grenzen hinweg agie­
ren. Zu den häufigsten und strategisch wichtigst en 
Dienstreiseländern gehören die Vereinigten Staaten 
von Amerika (USA). Für viele Unternehmen gehört 
es zum Alltag, Mitarbeitende in die USA zu ent­
senden – sei es für Kundentermine, strategische 
Planung, Schulungen oder kurzfristige Arbeits­
einsätze. Angesichts der jüngsten Verschärfung der 
US­Einwanderungs­ und Compliance­Vorschriften 
ist es jedoch wichtiger denn je, mögliche Risiken in 
Bezug auf Lohn­ und Einkommensteuer sowie auf 
Einwanderungspflich ten im Blick zu behalten: Selbst 
kleinste Unstimmigkeiten könnten künftig von den 
Behörden als Anlass für Maßnahmen, wie poten­
zielle Einreisebeschränkungen, genutzt werden. 

Warum ist dieses Thema relevant?

Das US­Steuerrecht ist besonders weitreichend, 
und selbst Geschäftsreisende, die nur kurzzeiti­
ge Aufenthalte in den USA verweilen, können 
verpflichtet sein, eine US­Bundessteuererklärung 
einzureichen. In vielen Fällen können zudem auch 
US­Bundesstaaten zusätzliche Steuern erheben. 
Für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber können 
Pflichten wie Lohnsteuerabzug, Dokumentations­ 

und Meldepflichten auf Bundes­ und Landesebene 
entstehen. Die Risiken betreffen dabei nicht nur 
finanzielle Aspekte: Auch der Einwanderungsstatus 
und künftige Visa­Anträge können durch eine soge­
nannte „Non­Compliance“ beeinflusst werden.

Dieses Thema ist besonders für multinationale Un­
ternehmen relevant, einschließlich solcher mit Sitz 
in Deutschland oder der Europäischen Union (EU), 
deren Mitarbeitende regelmäßig in die USA reisen. 
Allein die physische Präsenz – unabhängig vom 
steuerlichen Wohnsitz – kann eine US­Steuerpflicht 
auslösen. Sowohl Mitarbeitende als auch Arbeitge­
berinnen und Arbeitgeber sollten dies berücksichti­
gen, unabhängig davon, wie kurz oder gelegentlich 
die Reisen sind.

Warum betreffen US-steuerliche Vorschriften 
Dienst reisende in die USA?
Bundessteuerrecht (federal)

US­Steuervorschriften definieren Gehalt, das für 
physisch in den USA ausgeübte Arbeitstage gezahlt 
wird, als sogenannte „effectively connected in­
come“, das grund sätzlich in den USA zu besteuern 
wäre. 
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Auch wenn die anteilig auf die US-Arbeitstage 
entfallende Vergütung aufgrund der Regelungen 
im Doppelbesteuerungsabkommen Deutschland/
USA von der Besteuerung in den USA befreit ist, 
ist diese Befreiung im Rahmen einer US-Steuer­
erklärung (sogenannte „Nullerklärung“) zu deklar­
ieren. Eine Ausnahme von der Einreichung dieser 
„Nullerklärung“ gilt nur bei einem Aufenthalt von 
weniger als 90 Tagen pro Jahr und weniger als 
3.000 US-Dollar Einkünften aus US-Quellen. Diese 
Schwelle ist allerdings bei gutverdienenden Mitarbei­
tenden schnell erreicht.

Bundesstaatliche Steuervorschriften (state)

Neben den Bundessteuern kann auf Ebene einzelner 
Bundesstaaten zusätzliche Komplexität entstehen. 
Die meisten Bundesstaaten erkennen die Freistel­
lung der Einkünfte auf Bundesebene aufgrund der 
Anwendung des Doppelbesteuerungsabkommens 
an und erheben keine zusätzlichen Steuern. Einige 
Bundesstaaten – darunter Kalifornien, New Jersey 
und Pennsylvania – erkennen das Doppelbesteue­
rungsabkommen jedoch nicht an und besteuern die 
auf die im Bundesstaat ausgeübten Arbeitstage 
entfallende Vergütung der Geschäftsreisenden auf 
Basis ihrer Bundesstaatensteuerregeln. Dies kann 
zu zusätzlichen Steuerpflichten und Meldepflichten 
auf Bundesstaatenebene führen, selbst wenn auf 
Bundesebene keine Steuer anfällt. Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgeber sollten sich dieser Besonderheit der 
Bundesstaatenbesteuerung bewusst sein, proaktiv 
handeln und dementsprechend Reisedaten systema­
tisch dokumentieren. Durch eine US‑Steuerberaterin 
oder einen US-Steuerberater ist dann prüfen zu 
lassen, ob eine Steuerpflicht auf Ebene einzelner 
Bundesstaaten besteht.

Konsequenzen für Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber

US-Lohnsteuerpflichten können auch für ausländi­
sche Unternehmen relevant sein. Wenn Mitarbei­
tende eines deutschen Unternehmens in den USA 
tätig sind, gilt das dafür anteilig gezahlte Gehalt als 
USQuelleneinkommen und ist daher grundsätzlich 
einbehaltungspflichtig für US-Lohnsteuerzwecke, 
auch wenn nach dem Doppelbesteuerungsab­
kommen kein Besteuerungsrecht besteht. Um die 
Lohnsteuerabzugspflicht zu vermeiden, müssen 
Mitarbeitende rechtzeitig das Formular 8233 der 
US-Steuerbehörde (Internal Revenue Service, IRS) 
einreichen. Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber 

muss das Formular unterschreiben und bei der 
US-Steuerbehörde (IRS) einreichen. Ohne diese Do­
kumentation kann die Arbeitgeberin oder der Arbeit­
geber für den unterlassenen Steuerabzug haftbar 
gemacht werden.

Die Strafen für Non-Compliance im Rahmen der 
Lohnsteuer sind erheblich. Zivilrechtliche Strafen 
für versäumte Lohnsteuerabzüge beginnen bei 
10.000 US-Dollar und können diesen Betrag deutlich 
überschreiten. Bei vorsätzlicher Missachtung sind 
zudem strafrechtliche Sanktionen bis hin zur Frei­
heitsstrafe möglich.
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Einreise in die USA

Im Zusammenspiel zwischen steuerlicher Com­
pliance und Immigration ist Vorsicht geboten, da 
Einwanderungsbehörden Daten mit Steuerbehörden 
teilen können. US-Einreiseregistrierungen (über das 
I-94-System) ermöglichen es der Regierung, Aufent­
haltszeiten zu prüfen. Abweichungen zwischen
Reisedaten und Steuererklärungen können bei Visa- 
oder Green-Card-Anträgen entdeckt werden und
den Ausgang der Anträge beeinflussen.

Risiken bei US-Regierungsaufträgen

Unternehmen, die für die US-Regierung arbeiten 
oder Bundesaufträge ausführen, sollten besonders 
wachsam sein. Solche Verträge enthalten typischer­
weise Klauseln, die eine volle Einhaltung aller 
US-Vorschriften – einschließlich Steuer- und Einwan­
derungsrecht – verlangen. „Non-Compliance“ kann 
nicht nur rechtliche und finanzielle Konsequenzen 
haben, sondern gefährdet auch die Geschäftsbezie­
hung, das heißt, bestehende Aufträge zu behalten 
beziehungsweise im Vergabeverfahren zukünftiger 
Aufträge berücksichtigt zu werden.

Fazit
Kurzfristige Geschäftsreisen in die USA sind 
mehr als ein logistisches Thema – sie können 
umfangreiche Lohn- und Einkommensteuer- 
sowie Einwanderungsverpflichtungen auslösen. 
Unternehmen sollten diesen Risiken Beachtung 
schenken, um sowohl ihre Belegschaft als auch 
ihre Geschäftstätigkeit zu schützen. Wer sie igno­
riert, setzt sich Risiken und Konsequenzen aus.

Es ist immer der richtige Zeitpunkt, interne 
Prozesse zu prüfen und geplante US-Geschäfts­
reisen vorab auf mögliche Steuer- und Einreise­
verpflichtungen überprüfen zu lassen.  
Sie benötigen Unterstützung? Sprechen Sie un­
sere US-Steuerspezialistinnen und -spezialisten 
an, sie unterstützen Sie immer gern.
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05 | Neue Einreisebestimmungen durch das EES: Was Arbeitgeber 
wissen müssen
November 2025

Mit der Einführung des Einreise-/Ausreise
system (EES) müssen Arbeitgeber 
sicherstellen, dass ihre Mitarbeiter die neuen 
Einreisebestimmungen erfüllen. Erfahren 
Sie, was das System beinhaltet und welche 
Maßnahmen Arbeitgeber ergreifen sollten.
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Das EES ist ein neues gemeinsames Grenzma­
nagementsystem von 29 europäischen Ländern, 
das die Einreise, Ausreise und die Verweigerung 
der Einreise von Personen digital erfasst, die keine 
Staatsangehörigen der Europäischen Union (EU), 
des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) oder der 
Schweiz sind. Es ersetzt den manuellen Passstem­
pel und wird seit dem 12. Oktober 2025 eingeführt, 
mit dem Ziel der vollständigen Implementierung bis 
April 2026. Zu den teilnehmenden Ländern gehören 
alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie 
die EWR-Länder Norwegen, Island und Liechten­
stein sowie die Schweiz.

Das EES betrifft Drittstaatsangehörige, die für 
Kurzaufenthalte in die oben genannten teilneh­
menden Länder reisen. Das System erfasst sowohl 
Reisende mit Kurzzeitvisa als auch jene, die kein 
Visum benötigen, um sich bis zu 90 Tage innerhalb 
eines 180-Tage-Zeitraums aufzuhalten. Ziel ist die 
Modernisierung des Grenzmanagements durch 
elektronische Erfassung und schnellere, effizientere 
Grenzkontrollen mit biometrischen Daten.

Arbeitgeber sollten sicherstellen, dass ihre Mit­
arbeitenden über die neuen Einreisebestimmungen 
informiert sind. 

Dazu gehört die Überprüfung, ob ein Visum er­
forderlich ist und ob alle Reisedokumente aktuell 
und gültig sind. Arbeitgeber sollten auch sicherstel­
len, dass ihre Mitarbeitenden das gleiche Ausweis­
dokument für die Ein- und Ausreise verwenden, um 
Probleme bei der Grenzkontrolle zu vermeiden.

Reisende sollten sich darauf vorbereiten, dass 
ihre biometrischen Daten (Fingerabdrücke und 
Gesichtsbilder) an den Grenzen erfasst werden. Sie 
sollten rechtzeitig am Flughafen oder an der Grenze 
erscheinen, insbesondere bei der ersten Einreise, 
die mittels EES erfasst wird, um Verzögerungen zu 
vermeiden. Es ist wichtig, dass Reisende ihren Rei­
sepass auf Gültigkeit prüfen und sicherstellen, dass 
sie alle erforderlichen Dokumente mit sich führen.

An Flughäfen wird die Erfassung der biometrischen 
Daten durch automatisierte Kontrollsysteme erleich­
tert. Diese Systeme sind speziell dafür eingerichtet, 
die Ein- und Ausreisezeiten effizient zu erfassen. 
An Landgrenzen, insbesondere bei der Einreise 
mit dem Auto, wurden ebenfalls elektronische 
Prüfsysteme installiert. Diese Systeme sind darauf 
ausgelegt, alle Reisenden zu erfassen, nicht nur 
stichprobenartig. 
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Weitere Global Mobility News finden 
Sie auf unserer Übersichtsseite im 
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Die biometrischen Daten werden an Kontrollpunk­
ten erfasst, die speziell für den Straßenverkehr ein­
gerichtet wurden, um einen reibungslosen Ablauf zu 
gewährleisten.

Die Nichteinhaltung der EES-Bestimmungen kann 
sanktioniert werden. Dazu gehören mögliche 
Einreiseverweigerungen oder Geldstrafen, wenn 
Reisende die erlaubte Aufenthaltsdauer über­
schreiten oder nicht die erforderlichen Dokumente 
vorlegen können. Arbeitgeber können ebenfalls 
sanktioniert werden, wenn sie ihre Mitarbeitenden 
nicht ausreichend über die neuen Anforderungen 
informieren.

Fazit
Arbeitgeber sind angehalten, ihre Mitarbei­
tenden über die Verfahren des EES zu infor­
mieren und sicherzustellen, dass sie die 
Vorgaben der EES-Bestimmungen erfüllen. 
Dazu gehört die Überprüfung des Visums, die 
Verwendung des gleichen Ausweisdokuments 
für Reisen und die Unterstützung bei EES-
bezogenen Problemen. Eine Dokumentation 
der Informationen über die Vorgaben des EES 
ist ebenfalls wichtig, um die Einhaltung der 
Vorschriften sicherzustellen. Benötigen Sie 
weitere Informationen oder Unterstützung? 
Dann sprechen Sie gern unsere Immigration-
Spezialistinnen und -Spezialisten der KPMG Law 
an.
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06 | Betriebsstätte durch Homeoffice:  
Änderungen im OECD-Musterkommentar
November 2025

Die OECD hat ihre Kommentierung aktuali-
siert, um Klarheit darüber zu schaffen, wann 
grenzüberschreitende Homeoffice-Tätigkei-
ten eine Betriebsstätte begründen. Was die 
Aktualisierung des OECD-Musterkommentars 
in diesem Punkt für Unternehmen und ihre 
Mitarbeiter bedeutet, lesen Sie in diesem 
Beitrag. 

Mit der zunehmenden Verbreitung von Remote 
Work stehen viele Unternehmen vor der Heraus-
forderung, steuerliche Risiken zu managen, die 
durch grenzüberschreitende Homeoffice-Tätigkeiten 
entstehen können. 

Aktuelle Praxis

In Deutschland wird die Tätigkeit von Mitarbei-
tenden im Homeoffice nach dem Anwendungs
erlass zur Abgabenordnung (AEAO) im Allgemeinen 
nicht als Betriebsstätte angesehen, da der Arbeit-
geber keine ausreichende Verfügungsmacht über 
die Räumlichkeiten der Mitarbeitenden hat. Anders 
kann es sich laut AEAO unter Umständen lediglich 
bei Mitarbeitenden in Leitungsfunktionen verhalten.

Das Homeoffice soll auch abkommensrechtlich 
aus deutscher Perspektive keine Betriebsstätte 
begründen. Diese grundsätzlich begrüßenswerte 
Auffassung der deutschen Finanzverwaltung führte 
allerdings zu Qualifikationskonflikten und folglich zu 
Doppelbesteuerungsrisiken in den Fällen, in denen 
nach Auffassung des anderen Vertragsstaats bereits 
eine fiktive Verfügungsmacht des Arbeitgebers über 
das Homeoffice für die Begründung einer Betriebs
stätte ausreicht.

In der Praxis war dies ungeachtet dessen zu beob
achten, dass sich die Vertragsstaaten auch schon 

bislang auf den OECD-Musterkommentar in der 
Fassung aus dem Jahr 2017 berufen konnten, der 
geringere Anforderungen an eine Homeoffice-
Betriebsstätte definiert als die deutsche Finanz
verwaltung. Danach sollte zum Beispiel eine 
Homeoffice-Betriebsstätte anzunehmen sein, wenn 
die Tätigkeit der oder des Arbeitnehmenden aus
schließlich im ausländischen Homeoffice ausgeübt 
wird, weil der Arbeitgeber der oder dem Mitarbei-
tenden keinen Arbeitsplatz am Sitz des Unterneh-
mens zur Verfügung stellt.

Änderung des OECD-Musterkommentars

Die Organisation für wirtschaftliche Zusammen
arbeit und Entwicklung (OECD) hat nun eine 
aktualisierte Fassung des OECD-Musterkommen-
tars zu Artikel 5 des OECD-Musterabkommens 
veröffentlicht. Sie soll mehr Klarheit schaffen, 
wann eine Betriebsstätte durch grenzüberschrei-
tende Homeoffice-Tätigkeiten begründet wird, und 
benennt entsprechende Kriterien.

Die aktualisierte Kommentarmeinung der Organi
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) betont zum einen, dass gele-
gentliche Geschäftstätigkeiten vom Homeoffice aus 
im Allgemeinen keine Betriebsstätte im Sinne einer 
festen Geschäftseinrichtung begründen. 
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Neben dem „Homeoffice“ im engeren Sinne, das 
heißt Wohnung beziehungsweise Wohnsitz der oder 
des Mitarbeitenden, beziehen sich die Ausführun-
gen auch auf „andere relevante Orte“, wie zum 
Beispiel einen Zweitwohnsitz, eine Ferienunterkunft 
oder die Wohnung einer oder eines Bekannten oder 
Verwandten. Bei einer Tätigkeit im Homeoffice im 
Umfang von weniger als 50 Prozent der gesamten 
Arbeitszeit im Laufe eines beliebigen Zwölfmonats
zeitraums, der in dem betreffenden Geschäfts-
jahr beginnt oder endet, soll grundsätzlich keine 
feste Geschäftseinrichtung für das Unternehmen 
anzunehmen sein.

Bei einer Arbeitszeit von mindestens 50 Prozent im 
Homeoffice ist eine weitere Analyse der Fakten und 
Umstände erforderlich. Eine Betriebsstätte ist nicht 
zwingend gegeben. Neben weiteren denkbaren As-
pekten kommt es entscheidend auf die Frage an, ob 
es einen geschäftlichen Grund für die Anwesenheit 
der Person im Land gibt, wie etwa die Pflege von 
Geschäftsbeziehungen mit lokalen Kundinnen und 
Kunden oder Lieferantinnen und Lieferanten.  

Es muss ein klarer Zusammenhang zwischen der 
Anwesenheit der Person und dem Standort sowie 
den Geschäftsaktivitäten des Unternehmens in 
diesem Land bestehen.

Die neugefasste Kommentierung der Organisa-
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent
wicklung (OECD) enthält einige Beispiele, die zur 
Annahme beziehungsweise zum Ausschluss einer 
festen Geschäftseinrichtung des Unternehmens 
führen. Folgende Homeoffice-Tätigkeiten sollen un-
schädlich sein und nicht zur Annahme einer festen 
Geschäftseinrichtung führen:

Beispiel 1: Eine Person arbeitet drei Monate im 
Jahr von einem persönlich gemieteten Standort 
in einem anderen Land. Diese Tätigkeit begrün-
det keine „feste“ Geschäftseinrichtung, da die 
Geschäftstätigkeiten nicht dauerhaft sind. In der 
Praxis sind dies häufig sogenannte „Workation-
Sachverhalte“.

Beispiel 2: Eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbei
ter arbeitet 30 Prozent ihrer oder seiner jährlichen 

Arbeitszeit, das heißt an ein bis zwei Tagen in der 
Woche, in einem beliebigen Zwölfmonatszeitraum 
von ihrem oder seinem Wohnsitz in einem anderen 
Land. Obwohl der Wohnsitz regelmäßig genutzt 
wird, wird er nicht als Betriebsstätte angesehen, da 
weniger als 50 Prozent der Arbeitszeit dort ver-
bracht werden.

Beispiel 3: Eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter 
arbeitet 60 Prozent ihrer oder seiner Zeit von ihrem 
oder seinem Wohnsitz in einem anderen Land und 
erbringt remote Dienstleistungen für Kundinnen und 
Kunden in mehreren Ländern, besucht jedoch ein-
mal im Quartal auch eine lokale Kundin oder einen 
lokalen Kunden zur Durchführung von Performance 
Reviews. Trotz der überwiegenden Arbeitszeit 
zuhause beziehungsweise der gelegentlichen und 
anlassbezogenen Kundenbesuche im Homeoffice-
Staat gibt es keinen geschäftlichen Grund für ihre 
oder seine Anwesenheit, sodass im Regelfall keine 
Betriebsstätte angenommen wird (Ausnahme zum 
Beispiel Dienstleistungsbetriebsstätte).

Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD) gibt auch Hinweise 
darauf, welche Umstände der Homeoffice-Nutzung 
für die Annahme einer Betriebsstätte im Sinne einer 
festen Geschäftseinrichtung sprechen können, weil 
ein geschäftlicher Zusammenhang gesehen wird. 
Dazu zählen:

• Das Abhalten von Besprechungen mit im
betreffenden Ausland befindlichen Kundinnen
und Kunden des Unternehmens

• Die Unterstützung beim Aufbau eines neuen
Kundenstamms oder bei der Identifizierung von
Geschäftsmöglichkeiten im betreffenden Ausland
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• Die Identifikation neuer Lieferantinnen
und Lieferanten, die Verwaltung von
Lieferantenbeziehungen oder das Überwachen
von Lieferantenverträgen im betreffenden
Ausland

• Die Interaktion mit Kundinnen und Kunden oder
Lieferantinnen und Lieferanten in Echtzeit oder
nahezu in Echtzeit, einschließlich der Erbringung
von Callcenter-, IT- oder medizinischen
Dienstleistungen über Zeitzonen hinweg, wenn
die Tätigkeit im ausländischen Homeoffice
eine erhöhte Verfügbarkeit der oder des
Mitarbeitenden (unter Berücksichtigung der
unterschiedlichen Zeitzonen) gewährleistet

• Der Zugriff auf geschäftsrelevantes Fachwissen
im betreffenden Land, zum Beispiel durch
regelmäßige Treffen mit Universitätsforschenden

• Die Zusammenarbeit mit anderen Unternehmen
im betreffenden Ausland

• Das Erbringen von Dienstleistungen für
Kundinnen und Kunden im betreffenden
Ausland, die die physische Anwesenheit der
oder des Mitarbeitenden erfordern (zum
Beispiel Schulungen oder Reparaturen in den
Räumlichkeiten der Kundschaft)

• Die Interaktion mit Mitarbeitenden oder
Personal des Unternehmens oder verbundener
Unternehmen im betreffenden Ausland

Wird Mitarbeitenden die Arbeit von zu Hause aus 
gestattet, nur um sie an das Unternehmen zu 
binden oder Kosten zu senken, soll dies nicht als 
wirtschaftlicher Grund gelten.

Einschlägig bleibt, wie auch bislang, dass die 
Ausübung von Tätigkeiten, die – gemessen am 
Kerngeschäft des Unternehmens – lediglich 
vorbereitender Natur sind, beziehungsweise die 
Ausübung sogenannter Hilfstätigkeiten, soweit sie 
die Voraussetzungen des Befreiungskatalogs des 
einschlägigen Doppelbesteuerungsabkommens 
erfüllen, nicht zur Annahme einer festen Geschäfts-
einrichtung führen.

Darüber hinaus ist festzuhalten, dass die geänderte 
Kommentierung der Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) auf 
die Frage der festen Geschäftseinrichtung abstellt. 
Unabhängig davon bleibt, 

gemessen an der Tätigkeit und den Befugnissen der 
Mitarbeitenden, die Begründung einer sogenannten 
Vertreterbetriebsstätte, einer Geschäftsleitungs-
betriebsstätte oder Dienstleistungsbetriebsstätte 
relevant.

Umsetzungsstand

Die Umsetzung des geänderten OECD-Musterkom-
mentars zu Artikel 5 kann je nach Land variieren. 
Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD) empfiehlt eine dyna-
mische Interpretation, bei der die neueste Version 
des Musterabkommens und dessen Kommentar 
zur Auslegung bereits abgeschlossener Abkommen 
herangezogen werden sollte.
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Die deutsche Finanzverwaltung betrachtet das 
OECD-Musterabkommen in seiner aktuellen 
Fassung als „widerlegbares Indiz“ für die Aus
legung von Doppelbesteuerungsabkommen, 
die dem OECD-Musterabkommen entsprechen, 
einschließlich späterer Ergänzungen oder Klarstel-
lungen, sofern keine widersprechenden Schreiben 
des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) oder 
andere Verwaltungsvorschriften vorliegen (BMF-
Schreiben vom 19. April 2023). Nach Auffassung des 
Bundesministeriums der Finanzen (BMF) könne  
davon ausgegangen werden, dass ein OECD-
Mitgliedstaat, der keine Bemerkung gegen eine 
mitbeschlossene Kommentierung im OECD-
Kommentar eingelegt hat, diese Kommentierung 
teilt.

In anderen Ländern ist es jedoch denkbar, dass nur 
die zum Zeitpunkt des lokalen Zustimmungsgeset-
zes für das Doppelbesteuerungsabkommen gültige 
Version des OECD-Kommentars relevant ist (soge
nannte statische Interpretation).

Praktische Abweichungen vom aktuellen OECD-
Musterabkommen sind darüber hinaus bereits 
heute nach den Ansichten einiger Länder (zum 
Beispiel Spanien und Tschechien) vorhanden, was 
zu Unsicherheiten über zukünftige Interpretationen 
führt. Zudem haben mehrere Länder im Hinblick 
auf die veröffentlichte OECD-Kommentierung 
Vorbehalte geäußert. So lehnt etwa Indien die 
aktualisierte Kommentierung ab und geht von einer 
Betriebsstätte aus, wenn Homeoffice-Tätigkeiten 
für das Unternehmen ausgeübt werden, unabhän-
gig von Zeitgrenzen oder geschäftlichen Gründen. 

Nigeria teilt diese Ansicht. Malaysia möchte bila
teral vereinbaren, bis zu welchem Prozentsatz der 
Arbeitszeit die Nutzung eines Homeoffice keine 
Betriebsstätte darstellt. Argentinien hat allgemeine 
Kritik geäußert und behält sich das Recht vor, 
abweichende bilaterale Vereinbarungen zu treffen.

Offene Punkte

Auch wenn der aktualisierte OECD-Musterkommen-
tar für mehr Klarheit bei der grenzüberschreitenden 
Homeoffice-Nutzung sorgen kann, ist festzu-
halten, dass die Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) leider 
die Möglichkeit ausgelassen hat, auch andere im 
Rahmen der Überarbeitung des OECD-Musterkom-
mentars diskutierte Aspekte klarzustellen. Hierzu 
gehören zum Beispiel die Fragen, ob die gleichzei-
tige Anwesenheit einer größeren Anzahl von 
Mitarbeitenden in einem Land zu einem erhöhten 
Betriebsstättenrisiko führt, wie mit potenziellen 
Betriebsstättenrisiken im Rahmen von Matrix-
strukturen umzugehen ist oder wie ein möglicher 
Betriebsstättengewinn bei Kleinstbetriebsstätten zu 
ermitteln ist.

Es bleibt abzuwarten, ob einige dieser Themen im 
Rahmen einer zukünftig anstehenden Überarbeitung 
des OECD-Musterabkommens (zum Beispiel zu  
Artikel 15 – Einkünfte aus unselbständiger Arbeit) 
von der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) aufgegriffen 
werden.
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Fazit
Die Änderungen im OECD-Musterkommentar 
zu Artikel 5 sollen Klarheit darüber schaffen, 
wann eine grenzüberschreitende Homeoffice-
Tätigkeit zur Begründung einer festen Geschäfts
einrichtung und damit einer Betriebsstätte 
des Arbeitgebers führen kann. Es dürften sich 
durch die Klarstellung zum Umfang der Tätig-
keit und zum Erfordernis eines erkennbaren 
geschäftlichen Zwecks für die Praxis deutliche 
Erleichterungen ergeben. Grundsätzlich wird die 
Homeoffice-Nutzung nur noch unter deutlich 
engeren Voraussetzungen zur Annahme einer 
Betriebsstätte führen.

Unternehmen sollten die Arbeitsmuster ihrer 
Mitarbeitenden genau prüfen und gegebenen-
falls Anpassungen vornehmen, um den neuen 
Anforderungen gerecht zu werden. Ein effizienter 
Prozess zur Überwachung der Arbeitszeiten und 
Tätigkeiten kann helfen, steuerliche Risiken zu 
minimieren.

Einschränkungen könnten sich allerdings auch 
zukünftig ergeben, wenn einer der Vertragsstaa
ten einer anderen Interpretation des Doppelbe
steuerungsabkommens folgt 

(statisch versus dynamisch), insgesamt eine 
von der OECD-Kommentierung abweichende 
Rechtsauffassung (nach nationalem Recht und 
Abkommensrecht) vertritt oder für den jeweiligen 
Sachverhalt die Begründung einer Betriebsstätte 
nicht vom Vorliegen einer festen Geschäftsein-
richtung abhängt (Stichwort: abhängiger Ver-
treter).

Da zudem die Umsetzung je nach Land variieren 
kann, sollten Unternehmen die Entwicklungen 
aufmerksam verfolgen und sich auf mögliche 
Änderungen vorbereiten.

Ob und in welcher Form die deutsche Finanz
verwaltung, die auf der Grundlage der Abga
benordnung und des Anwendungserlasses zur 
Abgabenordnung überwiegend höhere An-
forderungen als die Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
– auch im Rahmen des aktualisierten OECD-
Musterkommentars – an die Begründung einer
Betriebsstätte stellt, auf die vorliegende Fassung
des aktualisierten OECD-Musterkommentars
reagiert, bleibt abzuwarten.

Gerne stehen Ihnen Ihre direkten Ansprechper-
sonen bei der KPMG AG Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft jederzeit für Fragen zur Verfügung.
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